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Drientalifche Frage. 

Paris, 23. Februar. Der heutige Moniteur kündigt 
die Etöffnung der Friedenskonferenzen am Montag den 25. Febr. 
an. Diejelben werden im Miniſterium der auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten gehalten werden. 

Nach Sprengung des Forts Nikolaus iſt man jetzt mit Zer⸗ 
ſtörung der verſenkten Kriegsſchiffe beſchäftigt. Uebrigens würden 
dieſelben — meint die Preſſe d Orient — auch ohnehin bald 
durch den Wurmſtich zerſtört werden, denn der Teredo navalis 
arbeite im ſchwarzen Meere ſo gewaltig, daß z. B. der engliſche 
Dampfer Gertrude, der ſeit Ausbruch des Krieges im ſchwarzen 
Meere für die täglichen Bedürfniſſe des Heeres Hafen- und Signal⸗ 
dienſt gethan, ſo gelitten habe, daß der Kapitän dieſes Dampfers, 
der Befehl zur Rückkehr nach England erhalten, erklären mußte, 
ſein Schiff ſei nicht mehr fähig, die Rückfahrt zu unternehmen. 

Die engliſch⸗deutſche Legion iſt in Sinope eingetroffen und 
in zwei großen Häuſern untergebracht worden. Ihre Ankunft 
genügte, um die Inſubordination der Baſchi-Bozuks zu be— 
ſchwichtigen. 

Deutſchland. 


Berlin, 24. Febr. In der geſtrigen Sitzung des Herren⸗ 
hauſes ſtand auf der Tagesordnung die zweite Abſtimmung über den 
Antrag der Herren v. Daniels und v. Buddenbrock, wegen Abänderung 
des Art. 107 der Verfaſſungsurkunde (wonach die Friſt zwiſchen 
den Abſtimmungen in den Häuſern von 21 auf 10 Tage reduzirt 
wird), derſelbe wird wiederholt angenommen. (Im Abgeordne⸗ 
tenhauſe iſt derſelbe abgelehnt.) — Mehrere Petitionen, das 
Jagdrecht betreffend, werden der Jagdkommiſſion überwieſen. — 
Eine Petition mit mehreren tauſend Unterſchriften, betreffend die 
Wiedereinführung der Prügelſtrafe, ſchlägt die Kommiſſion 
vor, der Staatsregierung zur Erwägung zu übergeben. — Herr 
Dr. v. Zander hat dazu einen Verbeſſerungsantrag geſtellt: Da 
die Nothwendigkeit der Wiedereinführung der Züchtigung als 


Strafe bis fetzt nicht nachgewieſen ſei und die Regierung ſich 


ebenfalls gegen die Wiedereinführung erklärt hat, über die Peti⸗ 
tionen, ſo weit dieſelben den Antrag auf Wiedereinführung der 
Strafe der körperlichen Züchtigung enthalten, zur Tagesordnung 
überzugehen. Für den Kommiſſions-Antrag ſprechen die Herren 
Grafen v. Stolberg, v. Merveldt und v. Dohna, Hr. Senfft 
v. Pilſach, gegen denſelben die Herren v. Zander, Graf von 
Hoverden, Dr. Brüggemann. — Sehr energiſch ſpricht ſich Graf 
don der Gröben⸗Neudoͤrffchen gegen den Kommiſſionsantrag aus, 
indem er aus ſeiner langjährigen Erfahrung verſichere, daß Prü⸗ 
gel verſtockt machen, aber niemals beſſern. — Der betreffende 
Regierungs⸗Kommiſſar wiederholt die bereits innerhalb der Kom⸗ 
miſſion geltend gemachten Gründe gegen den Kommiſſions⸗An⸗ 
trag und giebt zugleich eine längere Entwickelung der Gründe, die 
die Regierung zur Aufhebung der Prügelſtrafe bewogen haben. 
(Am Miniſtertiſche befindet ſich, außer 3 Regierungs⸗Kommiſſa⸗ 
rien, der Juſtizminiſter.) Herr Graf v. Fürſtenberg ſtellt, nach⸗ 
dem der Schluß der Debatte angenommen worden, den Antrag 
auf einfache Tagesordnung, welche in namentlicher Abſtimmung 
mit 75 gegen 30 Stimmen abgelehnt wird. Für den v. Zan⸗ 
der ſchen Antrag ſtimmen 49, gegen denſelben 55 Stimmen, er 
wird alſo verworfen, worauf der Kommiſſions-Antrag zur An⸗ 
nahme gelangt. 

Fortſezung der am 20. d. M. im Haufe der Abgeordneten 
gehaltenen Rede Sr. Excellenz des Hrn. Miniſters des Innern v. 
Weſtphalen.) Meine Herren, was das vorliegende Geſetz betrifft, 
ſo iſt das eben nach allen dieſen Verſuchen ſo vielfältig erörtert 
und geprüft worden, daß ich hier am wenigſten die Ehre in An⸗ 
ſpruch nehmen kann, daß ich gleichſam der Schöpfer jenes Ent⸗ 
wurfes ſei, ſondern er iſt das Reſultat vielſeitiger Arbeiten, und 
zuletzt iſt derſelbe einer gründlichen, ſcharfen Prüfung des königl. 
Staatsraths unterzogen worden, und in der Faſſung, wie er hier 
vorliegt, iſt er aus den Berathungen des königlichen Staats⸗ 
raths hervorgegangen. Ich glaube aber darum, gegen die Vor⸗ 
würfe, die gegen mich gerichtet worden find, mich nicht verthei- 
digen zu dürfen. 8 

Die Behauptung betreffend, daß dieſer Geſetz⸗Entwurf nichts 
OGenügendes enthalte in Beziehung auf das Bedürfniß der Ger 
meinden in den öſtlichen Provinzen, jo bitte ich, ſich zu vergegen⸗ 
wärtigen, wie es ſich aus der Spezial Distuſſion demnächſt erge⸗ 
ben wird, daß dieſer Entwurf gerade über die wichtigſten Punkte, 
auf die es jetzt ankommt, ganz beſtimmte Vorſchriften zu ertheilen 
bezweckt. Es iſt zuvörderſt eine ſehr wichtige Frage die wegen 
der Veränderung der Gemeinde- und der Gutsbezirke, daß nämlich 
kein Etabliſſement, es ſei jo groß oder klein wie es wolle, zu ei⸗ 
ner beſtimmten Gemeinde oder einem beſtimmten Gutsbezirke ge⸗ 
hören müſſe. 

Die Geſetzgebung e 
Armengeſetzes vom 31. Dezember 1842 ganz von demſelben Ge⸗ 
danken ausgegangen, und wie es aus den Motiven der damaligen 


j 
ift in dieſer Hinſicht bei Gelegenheit des 


Armenpflege, ſondern überhaupt für die Kommunal⸗Angelegenhei⸗ 
ten zur Ausführung gebracht werden ſoll. 
troverſen verblieben; und auch die ſtatutariſchen Befugniſſe, welche 
die Gemeinden in den 6 öſtlichen Provinzen haben, haben in die⸗ 
ſer Beziehung nicht überall ausgereicht. Auch in Anſehung der⸗ 
jenigen Vorſchriften, welche aus Veranlaſſung der Geſetzgebung 
über die Dismembration im Jahre 1845 u. f. gegeben worden 
ſind, iſt es nothwendig erſchienen, hier eine beſtimmte Vorſchrift 
zu geben, und Sie werden nachher, bei der Spezial⸗Diskuſſion, 
prüfen können, ob ſie genügt. Ich glaube, ſie genügt voll⸗ 
kommen. 

Der zweite wichtige Punkt betrifft die Feſtſtellung des 
Stimmrechts; und da ſind wir von dem Gedanken ausgegangen, 
daß eben die volle Berechtigung der ſämmtlichen Gemeindemitglie- 
der zur Gemeinde-Verſammlung angenommen werden müſſe, auf 
Grund der Obſervanz und der beſondern Verfaſſung der Gemein⸗ 
den, die das Landrecht ſchützt; denn das Landrecht enthält nur 
ſubſidiariſche Beſtimmungen. Das iſt aber ein allgemeines Bes 
dürfniß geworden, daß die Staatsregierung durch ihre Organe 
alsdann ſelbſtbeſtimmend einſchreite, wenn es nicht! möglich ſei, 


auf dem ſtatutariſchen Wege durch gegenſeitige Uebereinkunft der | 


Betheiligten zum Ziele zu gelangen. Es ſchließt ſich an dieſe 
wichtige Angelegenheit auch die an, welche die Regierung berech⸗ 
tigt, nach Maßgabe der Verhältniſſe die Beitragspflicht zu den 
Gemeindelaſten zu ordnen, wie eine beſondere Beſtimmung in der 
Geſetzvorlage das näher enthält. 

Ein dritter Hauptpunkt iſt der, daß eine beſtimmte Form 
vorgeſchrieben werden mußte, um eine Repräſentation da einzu⸗ 
führen, wo wirklich Gründe dazu vorhanden ſind. Denn die 
Vorſchriften des 6ten Titels II. Theil des Allgemeinen Landrechts 
über Korporationen, welche allerdings auch ſchon den Korpora⸗ 
tionen die Befugniß geben, Repräſentanten zu wählen, ſind doch 
für eine organiſche Einrichtung dieſer Art nicht ausreichend; wie 
auch bei der betreffenden Beſtimmung naher nachgewieſen werden 
wird. In dieſer Beziehung nun iſt das Bedürfniß einer aus⸗ 
drücklichen Vorſchrift nicht zu verkennen. Um ferner die Gültig⸗ 
keit der Gemeinde-Beſchlüſſe und ein förmlich geordnetes Verfahren 
dabei zu erzielen, hat man es als nothwendig erkannt, allgemeine 
Vorſchriften auch über die Form zu geben. Dieſe Vorſchriften 
ſind der Zahl nach zwar nicht groß, aber ihrer Wirkung nach 
ſehr von Bedeutung. Ich brauche nur noch das hinzuzufügen, 
daß auch die Annahme oder Verleihung der Städte⸗Ordnung mit 
den entſprechenden Modifikationen für Landgemeinden, welche ſich 
dazu eignen, in dieſem Gejeg-Entwurfe angebahnt iſt. Dies hält 
die Regierung für eine ſehr wichtige Beſtimmung, weil dies der 
einfachſte und leichteſte Weg ſein würde, um dem Bedürfniß nach 
einer vollkommneren Gemeinde-⸗Ordnung in allen denjenigen großen 
ländlichen Ortſchaften Abhülfe zu verſchaffen, die mehr und mehr 
den Charakter der Städte angenommen haben, und in denen die 
gewerblichen Verhältniſſe der Bevölkerung in dieſer Beziehung ſo 
mannigfaltig geworden ſind, daß die einfacheren Vorſchriften un⸗ 
ſerer ländlichen Gemeindeverfaſſung für dieſelben nicht mehr aus⸗ 
reichen. Denken Sie ſich, daß dieſes Geſetz die Zuſtimmung bei⸗ 
der Häuſer und die Sanktion Sr. Majeſtät des Königs erlangte, 
ſo würden die Zuſammenſtellungen, die ich im Wege der Ver⸗ 
waltung habe machen laſſen, um eine Ueberſicht von dem zu ge⸗ 
ben, was nach meiner Anſicht, gemäß den beſtehenden Geſetzen, 
jetzt Rechtens iſt in Beziehung auf die Gemeinde- Verwaltung, 
glaube ich, unter einem weniger nachtheiligen Geſichtspunkte auf⸗ 
gefaßt werden, als es die Herren Vorredner gethan haben. Sie 
werden darin vor allen Dingen ein Hülfsmittel für die Verwal: 
tungsbehörden ſelbſt erkennen, und eine große Erleichterung, die⸗ 
jenigen Punkte ſelbſt deutlich und beſtimmt zu bezeichnen, die in 
den verſchiedenen Theilen der öſtlichen Provinzen des Staates 
fernerhin der Ausbildung oder Abhülfe im geſeßlichen Wege be⸗ 
dürftig ſein werden. Das aber iſt ganz gewiß die Ueberzeugung 
der Regierung, daß eine ſolche Gemeinde-Verfaſſung, die auf dieſe 
Weiſe feſtgeſtellt iſt, eine weit freiere iſt, als eine ſolche, die durch 
eine neue theoretiſche Gemeinde ⸗Ordnung angegeben werden würde, 
wenn dieſelbe von denjenigen Prinzipien ausgeht, die das Geſeßz 
vom 11ten März 1850 aufſtellte. Ich glaube alſo, daß die 
Zufriedenheit des Landes viel eher für dieſe Geſeßgebung, wenn 
fie in Wirkſamkeit tritt und ſich fortentwickelt, zu hoffen iſt, als 
wie es der Fall geweſen ſein würde, wenn man rückſichtslos 
gegen die Beſchwerden und Schwierigkeiten, welche ſich erhoben 
haben, die Gemeinde » Ordnung vom 11. März 1850 zur Aus⸗ 
führung gebracht hätte. (Schluß folgt.) 

Frankfurt, 22. Febr. Der in der geftrigen Bundes 
tagöfigung einſtimmig angenommene Antrag der vereinigten Kom⸗ 
miſſionen iſt, wie ich erfahre, durchaus dem Wortlaute des Aus⸗ 
ſchuß⸗Antrages entſprechend. Er lautet alſo: 

„Der deutſche Bund — im Anſchluſſe an ſeine Beſchlüſſe 
vom 24. Juli und 9. Dezember 1854, dann 8. Febr. und 26. 
Juli 1855 — erkennt in den vom kaiſ. öſterreichiſchen Hofe dem 


Allein, es ſind Con⸗ 


| und 
l niſter, welcher vom Kaiſer direkten Befehl erhalten hatte, fand es 


friedigung die Grundlagen, auf welchen die Herſtellung des allge⸗ 
meinen Friedens feſt und dauerhaft herbeizuführen iſt. Daß die⸗ 
ſes bald geſchehe, erkennt der Bund als ein europäiſches Bedürf⸗ 
niß an. Demgemäß wird er ſich die Aufrechthaltung jener Grund; 
lagen auch zu ſeiner eigenen Aufgabe ſtellen, unter Vorbehalt 
ſeines freien Urtheils, rückſichtlich der von den kriegführenden Mäch⸗ 
ten vorzubringenden Spezial ⸗ Bedingungen. In Würdigung der 
in dieſer Richtung bereits von Oeſterreich und Preußen vorgenom⸗ 
menen Schritte ſpricht der deutſche Bund die vertrauensvolle Zu⸗ 
verſicht aus, daß beide hohe Regierungen auch fernerhin den In: 
tereſſen des Geſammt⸗Vaterlandes ihre dankenswerthe Fürſorge und 
Aufmerkſamkeit widmen werden.“ 
Was die Motivirung dieſes Antrages betrifft, ſo entſchied 
ſich nur die Majorität für dieſelbe. Dieſer Umſtand iſt deshalb 
beachtenswerth, weil in den Motiven die Erwartung ausgeſpro⸗ 
chen iſt, daß der Präliminar⸗Entwurf eine allſeitige Feſthaltun 
erfahren werde, und nicht blos in Bezug auf den fünften Artikel, 
ſondern auch in Bezug auf den ganzen Entwurf der Vorbehalt 
des freien Urtheils über die von den kriegführenden Mächten auf⸗ 
zuſtellenden Spezial-Bedingungen ausgeſprochen iſt. Nicht minder 
darf man nicht überſehen, daß der Beſchluß im Anſchluſſe an die 
früheren Bundesbeſchlüſſe gefaßt iſt und nicht ſtatt deſſen der 
Ausdruck im „Anſchluß an Oeſterreich“ Platz gegriffen hat, wie 
man Anfangs in hieſigen diplomatiſchen Kreiſen erwartete. (Hier: 
nach entſpricht der Beſchluß alſo durchaus nicht den Erwartungen 
Oeſterreichs und iſt von einer wirklichen „Aneignung“ der Präli— 
minar-Punkte ſehr weit entfernt.) (K 
Altona, 21. Februar. Die Blätter bringen heute den 
Wortlaut der gegen den Miniſter von Scheele (wie jetzt auch 
offiziell der Raute Nat Scheel lautet) beim Könige eingereichten 
Beſchwerdeſchrift der holſteiniſchen Ständeverſammlung und 
die von Herrn v. Scheele kontraſigni 
auf dieſelbe. Dieſe Erwi 5 
nicht der König als Herzog konſtitutionell Iſtein, fo 
dern nur deſſen Miniſter verantwortlich iſt) iſt in beinfelben Tone 
gehalten, wie ein bei anderer Gelegenheit in vormärzlichen Zei⸗ 
ten publizirtes Schreiben ded Namensvetters des Miniſters für 
Holſtein, des verſtorbenen hannoverſchen Staatsminiſters Frei⸗ 
herrn von Scheele, der die hannoverſchen Stände als „unfähig“ 
bezeichnete. Das geſtern beim Schluſſe der holſteiniſchen 
Ständeverſammlung in Itzehoe verleſene Aktenſtück ſpricht 
ſeinerſeits von einer „unberechtigten, ungereimten, ungebühr⸗ 
lichen“ Beſchwerde, „die eine beklagenswerthe Unklarheit 
der Begriffe vorausſetze.“ Noch bemerkenswerther als der Ton 
dieſer Erwiderung iſt aber das abnorme Verhältniß, in dem der 
Miniſter v. Scheele zu den holſteiniſchen Ständen ſteht. Herr 
v. Scheele entbloͤdet ſich nicht, den Ständen, die ein Mißtrauens⸗ 
votum gegen ihn beim Könige eingereicht haben, gegenüber, den 
König erklären zu laſſen, daß er (Scheele) das Vertrauen des 
Königs nach wie vor genieße; er lobt alſo ſich ſelbſt und erſcheint 
als Richter und Zeuge in eigener Sache, obwohl er ſelbſt Ange⸗ 
klagter iſt. Es iſt dies eine Monſtroſität, wie ſie vielleicht noch 
nie dageweſen. Aber freilich mußte es ſo kommen, da Herr von 
Scheele der alleinige Miniſter für Holſtein iſt. So etwas kann 
man auch nur deutſchen Ständen, wie die holſteiniſchen es ſind 
und wie auch in ähnlichen Fällen die ſchleswigſchen Stände trotz⸗ 
dem daß man das Land für gut däniſch ausſchreit, dafür gegol⸗ 
ten haben, bieten. Einer däniſchen Ständeverſammlung gegenüber 
würde kein Miniſter ſo etwas wagen! (Nat. Ztg.) 
Oeſterreich. 
Wien, 22. Februar. Es beſtätigt ſich, daß Fürſt Gort⸗ 
ſchakoff im Namen ſeines Kabinets die vertrauliche Mittheilung 
machte, daß ſein Hof die Berufung eines europäiſchen Kongreſſes, 
der nach der Unterzeichnung des Friedenstraktates von allen Maͤch⸗ 
ten beſchickt werden ſoll, für das geeignetſte Mittel halte, um 
alle Fragen von wirklich europäiſcher Bedeutung, die einer Löſung 
bedürfen, definitiv zu ordnen. (Voſſ. Ztg.) 
Frankreich. 


aris, Sonntag, 24. Februar. Der Großvezier Ali 
Paſcha wurde heute in den Zuilerien vorgeſtellt. Der Oroß⸗ 
vezier überbringt ſowohl für die Kaiſerin von Frankreich als auch 
für die Königin von England ein Diadem, und für den Kaiſer 
Napoleon einen Degen Der heutige „Moniteur“ meldet, daß 
der Graf Orloff geſtern in den Zuilerien vorgeſtellt worden jei, 
und daß der Miniſter des Auswärtigen, Graf Walewski, dabei 
gegenwärtig geweſen ſei. 8 

aris, 22. Februar. Das Luſtſpiel „Die Irrungen“ 
von Shakeſpeare iſt nicht amuſanter, als das Noten⸗Vexirſpiel 
des Conſtitutionnel und des Moniteur. Graf Walewski batte 
dem Redakteur des Conſtitutionnel von dem Irrthume geſprochen 
ihm geſtattet, davon Gebrauch zu machen. Der Staats⸗Mi⸗ 


ſonderbar, daß ein anderes Blatt dem Moniteur einen Verweis 


Staatsberathung hervorgeht, iſt es entſchieden die Abſicht gewe⸗ 5 kaiſ. ruſſiſchen Kabinette empfohlenen, von ſämmtlichen kriegfüh⸗ geben wolle, und der Kaiſer ſtimmte ihm bei. Man hatte ſogar 
ſen, daß die Inkommunaliſirung nicht blos für die Zwecke der [renden Mächten angenommenen Präliminarien mit Dank und Bes einen Augenblick das Wort Entlaſſung ausgeſprochen; aber der 
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— 


Kaiſer brachte bie Dinge wieder ins alte Geleiſe. Herr Amebee 
Ceſena wird wohl die zerbrochenen Köpfe zu bezahlen haben. 
Man nimmt ihm ſeine Stellung nicht geradezu, aber es wird ihm 
unterſagt werden, Leit⸗Artikel zu unterzeichnen, vielleicht überhaupt 
namentlich auf dem Blatte zu figuriren. — Der Glaube an den 
Frieden iſt nicht mehr ſo ganz unerſchütterlich, doch giebt man 
ſich in offiziellen Kreiſen alle Mühe, auch den leiſeſten Zweifel 
zu beſeitigen. Die Sendung einer Flotte nach der Oſtſee durch 
die Engländer giebt Manchem zu denken. — Die Herren Baroche, 
Fould und Rouher bauen ſehr große Hotels in den Champs 
Elyſées. K. Z.) 

Die „Gazette des Tribunaux“ theilt in Bezug auf die ſchon 
gemeldete Ermordung der Herzogin von Chaumont Laforce mit, 
daß ein Deutſcher aus Würtemberg, Namens Baumann, dieſelbe 
verübte. Er war erſt vor 14 Tagen bei derſelben als Stallknecht 
in Dienſt getreten und hatte ſich, wie alle ſeine Vorgänger, öfter 
von der Herzogin, die außer ihm gar keine Dienſtboten hatte, 
Vorwürfe zugezogen, die er ruhig hinzunehmen ſchien. Als nun 
am Tage des Verbrechens die Herzogin ihm wieder im Hofe 
Vorwürfe machte, ſchlug er ſie nieder und ſchleppte die Leiche in 
den Stall, wo er ſie mit Stroh und Holzſcheiten bedeckte. Hier— 
auf begab ſich Baumann in ihr Zimmer und nahm hier zwei 
Zwanzigfrankenſtücke, einen Fünffrankenthaler und ein paar Täfel⸗ 
chen Chokolade. Als er eben das Hotel verlaſſen wollte, klopfte 
ein Amerikaner ans Thor, der in der Nachbarſchaft wohnte und die 
Herzogin hatte in den Hof treten ſehen, auch ihren Hülferuf ge⸗ 
hört hatte. Baumann öffnete die Thür, und auf die Frage, wo 
die Frau Herzogin ſei und weßhalb dieſe gejchrieen habe, antwor⸗ 
tete er kaltblütig, ſie ſei im Stalle und habe geſchrieen, weil er 
ſie erſchlagen habe. Mit Hülfe eines Polizeidieners wurde Bau⸗ 
mann zur Haft gebracht, der auch ſein Verbrechen bis zu dem 
kleinſten Umſtand eingeſtand. Als man die 45 Franken bei ihm 
fand, erklärte er dieſelben genommen zu haben, weil die Herzogin 
ihm noch ſo viel ſchulde; er habe ſich eine neue Hoſe kaufen wol⸗ 
len. Als Urſache ſeiner That bezeichnet er das fortwährende 
Zanken der Ermordeten; die Wuth habe ihn übermannt, und er 
habe ihr ein paar Schläge mit der Fauſt auf den Kopf gegeben, 
nicht in der Abſicht, ſie zu ermorden; dieſe Schläge aber müßten 
wohl etwas heftig geweſen ſein, ſo daß ſie bewußtlos niederge⸗ 
ſunken, worauf er ſie in den Stall geſchleppt habe. Baumann, 
32 Jahre alt, ſcheint die Schwere ſeines Verbrechens nicht zu 
kennen. Heute Morgen fand der Trauergottesdienſt für die Er⸗ 
mordete ſtatt. Die Leiche iſt unmittelbar nach den Exequien nach 
Belgien abgegangen. —. Der General Dalesme, Befehlshaber des 
Genie⸗Korps in der Krim, hat vom Kaiſer die Weiſung empfan⸗ 
gen, auf ſeinen Poſten zurückzukehren. 

41 Großbritannien. 

London, Sonnabend, 23. Februar. Die heutige „Preſſ“ 
meldet, der öſterreichiſche Geſandte Graf Coloredo werde von 
London abberufen werden, und wenn der Friede zu Stande kommt, 
werde von a 2 Med in in London und Brunno w 
in Paris zu Geſandten ernannt werden. 1 

London, 22. Februar. Die „Times“ veröffentlicht in 


5 ihrer zweiten Ausgabe einen Brief ihres Pariſer Korreſpondenten, 


welchem zufolge Rußland in die Nikolajeff betreffende Forde— 
rung der Verbündeten gewilligt hatte. 

Oer Earl von Cardigan hat unterm 18. Februar ein 
langes Schreiben an den Kriegs⸗Miniſter, Lord Panmure, gerich⸗ 
tet, in welchem er ſich gegen die von der Krim⸗Kommiſſion wider 
ihn erhobenen Beſchuldigungen vertheidigt. Auf die Times hat 
dieſer Rechtfertigungs⸗Verſuch keinen großen Eindruck gemacht, und 
ſie behauptet, durch die Auseinanderjegung Lord Cardigan's werde 
kein einziger der Haupt⸗Anklagepunkte umgeſtoßen. Nach wie vor 
ſtehe es feſt — und der edle Lord läugne das auch gar nicht —, 
daß die Pferde der leichten Kavallerie durch Hunger und ſchlechte 
Behandlung zu Grunde gegangen ſeien, daß es vor Einbruch des 
Winters eigentlich gar keine brauchbare Kavallerie auf dem Kriegs- 
ſchauplatze gegeben habe, und daß Lord Cardigan, während er 
den gefährlichen Poſten als Befehlshaber einer wichtigen Brigade 
bekleidete, ganz gemüthlich, fern von ſeinen Mannſchaften, in ſei⸗ 
ner Dacht im Hafen gelebt habe. 
Die unter die Fahne berufene Miliz zählt gegenwärtig 
127,000 Mann, das Freiwilligen⸗Korps 14,500 Mann und das 
der Armee beigegebene Arbeiter⸗Korps 3470 Mann. Fügt man 
dieſe Truppen⸗Abtheilungen zu dem 275,000 Mann ſtarken regel⸗ 
mäßigen Heere, ſo erhält man eine Streitmacht von 420,000 
Mann, und bringt man außerdem das 250,000 Mann ſtarke 
indiſche Heer wit in Anſchlag, ſo beläuft ſich die Geſammtſtärke 
des britiſchen Heeres auf nicht weniger als 670,000 Mann. 
Von den königlichen Truppen jedoch ſtehen 26,000 Mann im 
Solde der oſtindiſchen Kompagnie, und 2000 Mann werden als 
„nicht effektiv“ aufgeführt. Das Parlament hat alſo im Gans 
zen die zur Erhaltung von 391,000 Mann erforderliche Summe 
zu bewilligen. 

Anterhaus⸗Sitzung vom 21. Februar. Sir. J. Walms⸗ 
Feb beantragt folgende Reſolution: „Es würde den ſittlichen und, 
geiſtigen Fortſchritt der arbeitenden Klaſſen unſerer Hauptſtadt 
fördern, wenn die Sammlungen von Natur- und Kunſt⸗Gegen⸗ 
ſtänden im britiſchen Muſeum und in der National-Gallerie dem 
Publikum Sonntags nach dem Morgen -Gottesdienſte zur Be⸗ 
ſichtigung offen ſtänden.“ Dem gemeinen Manne, bemerkt der 
. würde auf dieſe Weiſe nicht nur eine anſtändige 
Unterhaltung an Sonntags⸗Nachmittagen geboten, ſondern zu- 
gleich auch ein Mittel, ſeinen Geſchmack zu verfeinern und ſeine 
geiſtigen Fähigkeiten zu entwickeln. Auch die Wirkung auf den 
Lebenswandel der arbeitenden Klaſſen würde eine ſehr günſtige 
ſein. Der Einwand, daß eine Entweihung des Sonntags in 
ſeinem Antrage liege, ſei nicht ſtichhaltig. Napier bekämpft den 
Antrag, der eine der ehrwürdigſten und werthvollſten Inſtitutionen 
bedrohe, deren ſich England erfreue. Die Reſolution ſei nur ein 
kleiner Anfang; aber das Gift werde allmälig weiter um ſich 
freſſen. Heywood ſpricht für den Antrag. Er ſagt, es ſeien 
zwar verſchiedene Petitionen gegen denſelben eingelaufen; 
rührten dieſe ſämmtlich von religiöjen Kongregationen her, und 


kein einziger wiſſenſchaftlich gebildeter Mann habe ſich an ihnen 


betheiligt. Vor zwölf Jahren ſei die Frage, ob die Welt wirk— 
lich in ſechs Tagen erſchaffen worden, zu Vork in einer Verſamm⸗ 


Verleger und verantwortlicher Redakteur H. Schoenert in Stettin. 


Wechſel zum Verkau 


lung des „britiſchen Vereins zur Förderung der Wiſſenſchaft“ er⸗ 


örtert worden, und zwar ſei derjenige, welcher dieſe Diskuſſion 
angeregt habe, der Dechant von Vork, Dr. Cockburn, geweſen. 
Dr. Sedgwick habe dem Dechanten gegenüber damals aufs glän⸗ 
zendſte den Beweis geführt, daß es ſchlechterdings unmöglich ge⸗ 
weſen ſei, die Welt in ſechs Tagen zu ſchaffen; es ſeien dazu 
vielmehr Millionen über Millionen von Jahren erforderlich ges 
weſen. (Oh, Oh! und Heiterkeit.) Es ſcheine wirklich noch Leute 


worden und der Sabbath eben ſo alt wie die Welt ſei. Sir 
Roderick Murchiſon und jeder andere ordentliche Gelehrte, der 
etwas von der Sache verſtehe, erkläre aber eine ſolche Theorie 
für durchaus ungegründet. Die moſaiſche Schöpfungsgeſchichte 
ſei nichts weiter, als eine alte jüdiſche Legende, die ſich bis auf 
unſere Tage fortgepflanzt habe (Heiterkeit). Das Parlament be⸗ 
finde ſich in einer ſchwierigen Lage, indem es nicht an Wähler⸗ 
ſchaften fehle, die ihren Vertretern zumuthen, Dinge zu vertheidi⸗ 
gen, welche mit den Ergebniſſen der wiſſenſchaftlichen Forſchung 
in Widerſpruch ſtehen. (Oh!) Es ſei höchſt zweifelhaft, ob Mo⸗ 
ſes überhaupt Verfaſſer der Geneſis geweſen ſei. (Oh, Oh! und 
Heiterkeit.) Er ſeines Theils halte den Sabbath gleichfalls für 
eine göttliche Satzung, glaube aber, daß er als ein Tag der 
Fröhlichkeit begangen werden müſſe. Demjenigen, welcher Mor⸗ 
gens in der Kirche geweſen, fei, dürfe man es nicht verübeln, 
wenn er Nachmittags ein Museum beſuche. Dem letzten Cenſus 
zufolge gebe es in London nur 500,000 Perſonen, welche über⸗ 
haupt Kirchengänger ſeien, während in Liverpool die Zahl derer 
welche niemals eine Kirche oder Kapelle betreten, nicht weniger 
als 150,000 betrage. Er halte es für leicht, in dieſer Frage zu 
einem befriedigenden Kompromiß zu gelangen. Man brauche 
weder in das eine, noch in das andere Syſtem, weder in das der 
Sabbath⸗Schändung, noch in das der puritaniſch⸗ſtrengen Feier, 
zu verfallen. Nachdem Lord Ebrington für, und Roundell 
Palmer gegen den Antrag geſprochen, bekämpft Lord Palmer⸗ 
ſton denſelben gleichfalls, macht jedoch ſofort die Bemerkung, daß 
die Motive, die ihn dazu veranlaſſen, wohl nicht auf den Bei⸗ 
fall vieler von denen, mit welchen er gegen die Reſolution ſtim⸗ 
men werde, rechnen können. Er lege ganz eben ſo viel Gewicht 
auf die Beobachtung der Sonntagsfeier, wie nur irgend Jemand 
thun könne; andererſeits glaube er aber auch nicht, daß die Er⸗ 
öffnung zweier Muſeen die Heilighaltung des Sonntags weſent⸗ 
lich beeinträchtigen könne. Nun ſei aber die Oppoſition gegen 
den Antrag hauptſächlich durch die Erwägung hervorgerufen 
worden, daß er der erſte Schritt auf einem gefährlichen Wege 
ſei, und ein ſolcher Einwand verdiene allerdings Beachtung. Er 


theile die Anſicht der Mehrheit des Hauſes, daß es nicht wün⸗ 


ſchenswerth ſei, dieſen Schritt zu thun, wenn derſelbe an und 
für ſich auch keine große Wichtigkeit habe. Was das Amendement 
betreffe, ſo rathe er zur Zurückziehung deſſelben und meine, man 
werde am beſten daran thun, die Sache dem Vorſtande des briti⸗ 
ſchen Muſeums zu überlaſſen. Auch Muntz erklärt, er werde 
egen den Antrag ſtimmen. 
ments kommt es zur 10 über den 
werfung erfolgt mit 346 gegen 48 Stimmen. 

Aus London, 22. Februar, Abends, wird telegraphirt: 
„In der heutigen Unterhaus⸗Sitzung machte der Schatzkanz⸗ 
ler feine Finanz⸗Vorlage für das laufende Jahr. Die Einkünfte, 
bemerkt er, ſtien um 3½ Mill. Lſtr. hinter den Voranſchlägen 
vom vorigen April zurückgeblieben, und die Ausgaben hätten dieſe 
Voranſchlage um 1,900,000 Ltr. überſtiegen. Der Betrag der 


Kriegskoſten belaufe ſich bis jetzt auf 74% Millionen Lſtr. Doch 
hätten ſich die Hülfsquellen des Landes nicht vermindert. Das 
Haus ertheilte der neuen Anleihe ſeine Genehmigung.“ 


i Provinzielles. 

Köslin, 21. Februar. Auf dem heute hier abgehaltenen Kreis⸗ 
tage haben die Kreisſtände einſtimmig die unentgeldliche Hergabe 
des Terrains zum Bau der Eiſenbahn beſchloſſen, ferner iſt beſchloſ⸗ 
ſen, daß mit dem Bau der Chauſſee von Kolberg nach Schievelbein 
und von Kolberg nach Köslin unverweilt begonnen werde und end⸗ 
lich haben die Kreisſtände die Mittel bewilligt zur Ermittelung des 
Terrains zum Bau eines Kanals von Kolberg nach Kammin. 


Stettiner Nachrichten. 
* Stettin, 25. Februar. Am 20. d. Mts. wurde vor der 

Abtheilung für Strafſachen des hieſigen Königl. Kreisgerichts ein 
rozeß wegen Wuchers verhandelt, der, obwohl mit der Frei⸗ 

prechung der ſämmtlichen Angeklagten endend, doch in pſychologiſcher 

o wie in juriſtiſcher Beziehung nicht unintereffante Momente darbot. 

anden vor den Schranken: 

1) der Schneider Friedrich Wilhelm Kayſer, 

2) der Hutmacher Adolf Friedrich Schultz, 

3) der Cigarrenhandler Adolf Theodor Schmidt, 
als deren Defenſor der Rechtsanwalt Dr. Zachariae erſchienen 
war, ferner 

4) der Poſamentier Roſenberg, 

5) der Schneidergeſelle Goldſtein, 
welche durch den Rechtsanwalt Trieſt Nasen wurden, 

6) der Kommiſſionair Hetmann auge Robert Albert Knapp, 
ohne Defenſor, und endlich des Wuchers und des obne Kon⸗ 
zeſſion gewerbsmäßig betriebenen Pfandgeſchäfts bezüchtigt: 

7) der Handelsmann Faak Holländer, 
deſſen Vertheidigung der Rechtsanwalt Ramm übernommen 


ls Angeklagte 


Angeklagten erſchien beſonders der 
Pofamentier Roſenberg grabirt. Als Opfer des Wuchers führte 
die Anklage eine große Anzahl junger Militairperſonen, theils 
Avantageure, theils Fähnriche und anderer junger reicher Leute auf. 
Die Anklageſchrift zerfiel in Betreff der wucherlichen Geſchäfte in 
zehn geſonderte Belaſtungs⸗Abſchnitte, und enthalt in denſelben ge⸗ 
en 40 Fälle, in denen die betheiligten Militairperfonen auf Wech⸗ 
el zum Betrage von meiſtens 49 Tol. 29 jgr. mit 2- oder zmonat⸗ 
licher Verfallzeit, 40 —38 % oder noch geringere Summen erhal⸗ 
ten, und dazu noch regelmäßig Geſchenke von 1—2 Thlr. für die 
Unterbringung der Wechſel gegeben hatten. Dieſe Wechſel ſind an 
den Verfalltagen prompt eingelöſt worden, woraus ſich ergiebt, 
einen wie großen Gewinn dieſe Geſchäfte abgeworfen hatten. Der 
Fähnrich v. A. war dabei allein mit mehr als 1000 Thlr. Nenn⸗ 
werth als Darlehnsempfänger ae 


hatte. r 
Von den zunächſt genannten 6 


ex Angeklagte Roſenberg verſchaffte in den allermeiſten dieſer 
Fälle den . das, was ſie ſuchten, indem er ſich die 

ö e übergeben ließ, und nachher den Darlehns⸗ 
ſuchern die erhaltene Valuta zahlte, jo daß alſo nicht direkt ein 


doch Darlehusgeihäft negocirt wurde. 


Außer dieſen Fallen erſcheint uns noch der letzte der von der 
Anklage als Wucher bezeichneten Fälle beſonders erwähnenswerth. 
Ein Fähnrich v. B. nämli empfing auf einen von ihm auf den 
Fähnrich v. A. ausgeſtellten Wechſel von 250 Thlr. auf 3 Monat 
etwa 187 Thlr., indem ihm als Verkaufsvaluta 200 Thlr. angerech⸗ 


Nach Zurückziehung des Amende⸗ 
ſelben, und die Ver⸗ 


| 


| 


zu geben, die glauben, daß die Welt in ſechs Tagen geſchaffen | 


net wurden, er aber außerdem noch 5 Thlr. Kommiſſionsgebüh ren 
I die Mitwirkung des Angeklagten Kayſer en te 2 
chließlich noch 8 bis 10 Thlr. dem Angeklagten Knapp ſchenkte, 
nachdem dieſer geäußert, daß er von dem Herkn e. A, für ein ähn⸗ 
liches Geſchäft 10 Thlr. empfangen hatſe. Der Wechſel iſt an den 
Kaufmann Simon Wald girirt, und iſt in der von dieſem ange⸗ 
ſtellten Wechſelklage der Ausſteller zur Zahlung der Wechſelvaluta 
ö 1 
ie Anklage behauptet nun, daß die Angeklagten unter 
der im Einvernehmen Wen det er lelten Gan ethei 
hätten, und die Form des 61 f kaufgeſ altes nur zur Umgehung 
der Wuchergeſetze gewählt, und ſich, da ſonach in der That 
e er W und die genommenen Vortheile das d 
8 etzlich erlaubte Maß überſtiegen, des Wuchers ſchuldig gemacht 
ätten, und führt dies bei jedem Punkte in Betreff der dabei 
DUDEN BEE: 1 5 iche, üb u Wal 
ie ſehr umfangreiche, über jeden der zur Anklage geſtellten 
Punkte erhobene Beweisaufnahme beſtätigte udeß die ginn 
tung nicht in dem Grade, daß der Gerichtshof die Ueberzeugung 
von der Schuld der Angeklagten gewinnen konnte. Auch in B 
Sella weniger intereſſanten Fälle, welche den Handelsmann 
Holländer des verbotenen gewerbsmäßigen Betriebes des Pfand⸗ 
leihgeſchäftes ED ten, wurde nicht dargethan, daß derſelbe ge- 
werbsmäßig das Pfandleihen betrieben batte — und muß 772 
ter ſolchen Umſtänden die Freiſprechung der ſämmtlichen Angeklag⸗ 
ten erfolgen. 
** Für die bier gegründete Suppenanſtalt find bis jetzt 4166 A, 
zuſammengekommen und in 71 Tagen über 87,000 Quart Suppe 
verkauft worden. Seit dem Schluſſe einer in wohlthätiger ‚ont 
zu Grünhof errichteten Küche werden täglich bis zu 250 Portionen 
von Bewohnern Grünhofs aus der hieſigen Suppen - Anftalt für 
Rechnung des dort beſtehenden Komite's abgeholt. Viele unver⸗ 
beiratbete, alleinſtehende Männer, welche ſonſt in einer Deftillation 
ein Surrogat für warme Koſt zu ſich nahmen, ſind ſtehende Kunden 
der Anſtalt geworden und verzehren an Ort und Stelle jetzt ihr 
Mittageſſen. Außer den Sonntagen iſt die kleinſte Anrichtung an 
Markttagen nötbig, weil nach alter Gewohnheit manche Frauen an 
dieſen Tagen kleine Fiſche einkaufen und dieſe ſelbſt zurichten. Am 
erſten Tage dieſes Monats, an welchem viele arme Leute Unter. 
fübung erhielten, war der Andrang zur Küche am ſtärkſten und 
onnte die Nachfrage nicht befriedigt werden. Da manche Kunden 
nicht die Mittel beſitzen, ihre Marken ſchon am Tage vor der Be⸗ 
nußung zu 10 fed ſo findet noch ein Markenverkauf am Tage der 
Verabreichung ſelber ſtatt, da nach vorliegenden Erfahrungen die 
den c 5 Auſicht wied wahre fc Tage N beſtim⸗ 
men läßt. e Anſtalt wird wahrſchein 8 zum 
Monats April fortbeſtehen. | a 
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